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Schönreden hilft nicht
Attentate, Hunderte Tote, Mangel an Strom und Wasser: Fünf Monate nach den Parlamentswahlen 
im Irak ist das Land in einer katastrophalen Lage. Von Karin Leukefeld

Offiziell starben im Juli bei An-
schlägen im Irak insgesamt 
535 Menschen – 396 Zivili-

sten, 89 Polizisten und 50 Soldaten. 
Diese Statistik wurde von den Mini-
sterien für Gesundheit, Verteidigung 
und Inneres zusammengestellt, die 
tatsächlichen Zahlen könnten aller-
dings darüber hinausgehen. Es handelt 
sich um die höchste Zahl irakischer 
Opfer seit Mai 2008, damals starben 
563 Personen. Der Statistik zufolge war 
auch die Zahl der Verletzten im Juli die 
höchste in diesem Jahr. Danach wurden 
1043 Personen verletzt, 680 Zivilisten, 
198 Polizisten und 165 Soldaten. 100 
»Aufständische« wurden getötet, 955 
wurden verhaftet, heißt es weiter. Auch 
vier US-Soldaten starben im Juli, doch 
nur einer von ihnen bei Kampfhand-
lungen. Nach offiziellen Angaben sind 
noch 65 000 US-Soldaten im Irak, bis 
Anfang September soll sich die Zahl bis 
auf 50 000 verringert haben.

Machtvakuum
Fünf Monate nach den Parlamentswah-
len am 7. März hilft das Schönreden 
von Demokratie und Freiheit im Irak 
nicht mehr. Fast täglich gibt es Angriffe 
und Explosionen im Irak, die in den 
Medien oft nur noch eine Fußnote aus-
machen. Am Anfang des Monats waren 
drei Tage hintereinander schiitische Pil-
ger in Kadhimiya das Ziel, am Ende des 
Monats traf es wieder schiitische Pilger 
in Kerbala. Auch sunnitische Muslime 
und Christen werden angegriffen, nie-
mand bleibt verschont. 

Politiker und das US-Militär ma-
chen das politische Machtvakuum ver-
antwortlich, das die »Aufständischen« 
nutzen könnten, das Land zu destabili-
sieren. Weil der amtierende Minister-
präsident Nuri Al-Maliki seine knappe 
Niederlage gegen den Herausforderer 
Ijad Allawi nicht anerkennt, bleibt er 
einfach im Amt und blockiert die Bil-
dung einer parteiübergreifenden Regie-
rungskoalition. Mitte August beginnt 
der vierwöchige Fastenmonat Rama-
dan, in dieser Zeit sind keine Überra-
schungen zu erwarten. Ob es nach dem 
Ramadan ab Mitte September neue po-
litische Initiativen geben wird, bleibt 
abzuwarten. Aufrufe und mittlerweile 

auch Schmähungen anderer Politiker 
sitzt Maliki aus und zieht den Spott der 
Leute auf sich, die mit Witzen wie die-
sem reagieren: »Haben Sie Klebstoff«, 
fragt ein Kunde im Laden und als der 
Verkäufer ihm verschiedene Sorten 
zeigt, fügt der Kunde hinzu: »Ich will 
einen Klebstoff, der so gut klebt wie 
der, mit dem Maliki sich auf seinem 
Stuhl festgeklebt hat.«

Selbst Außenminister Hoshyar Ze-
bari beschrieb die Situation kürzlich 
als »peinlich« (in einem Gespräch mit 
AFP). Er habe an einigen Terminen im 
Ausland nicht teilgenommen, weil er 
dort »nichts sagen« konnte. Obwohl es 
sich im Irak nach den Wahlen um eine 
Übergangsphase handele, sei es für ihn 
»schwierig, den Leuten im Ausland zu 
erklären, warum es bis heute keine Re-
gierung gibt.« Er könnte nicht erklären, 
»warum die eigene politische Führung 
ihre Eigeninteressen, ihren Egoismus 
nicht aufgibt zugunsten dem Allgemein-
wohl im Land«, so Zebari. Allerdings 
habe auch die letzte Kabinettsbildung 
(2005) fünf Monate gedauert. »Dieses 
Schlingern der Regierung muß gestoppt 
werden, es trifft keine ernsthaften Ent-

scheidungen«, räumte Zebari auf Nach-
frage ein. Genau genommen habe die 
Regierung seit Anfang des Jahres über-
haupt keine Entscheidung getroffen. 
»Wenn es im September oder Oktober 
noch immer keine Regierung gibt, ist 
das schlecht für alle und sieht gar nicht 
gut aus.«

Keine Investitionen
Auch wenn sich die Iraker mit Witzen 
bei Laune zu halten versuchen, zu la-
chen haben sie wirklich nichts. Es fehlt 
weiter an Strom und Wasser, an Arbeit 
und medizinischer Versorgung. Um die 
Industrie wieder aufzubauen, bräuchte 
das Land mindestens sieben Milliarden 
US-Dollar an Investitionen und einen 
Stufenplan, um die schrottreifen Anla-
gen nach 30 Jahren Krieg und Sank-
tionen zu modernisieren, sagte Fawzi 
Hariri von der Kurdischen Demokrati-
schen Partei (KPD), Industrieminister 
seit 2006. Nach der Invasion (2003) 
standen 99 Prozent der irakischen staat-
lichen Betriebe still«, so Hariri in einem 
Interview. »Sie waren entweder zerstört, 
geplündert oder geschlossen.« Nach An-

gaben des Ministers seien inzwischen 
70 Prozent der Fabriken wieder in Be-
trieb, was schwer nachprüfbar ist. Das 
Industrieministerium kontrolliere 70 
Betriebe der Bau- und Chemiebranche, 
Petrochemie, Werkzeugbau, Nahrungs-
mittelproduktion, Pharmazie und Textil-
herstellung. 122 weitere Betriebe würden 
von anderen Ministerien kontrolliert. Es 
fehle an staatlichen Investitionen, die 
Firmen konkurrierten gegeneinander 
um Geld, das von der Regierung aber 
vor allem in die Sicherheitsbranche, in 
Gesundheit, Bildung und die Ölindustrie 
fließe. Man versuche, private Investoren 
zu finden, so Industrieminister Hariri. 
Ziel sei, bis zu 95 Prozent der staatlichen 
Fabriken »glücklich zu privatisieren«. 
Bis Ende 2010 sollen alle Fabriken wie-
der laufen, bis 2015 sollen Investitionen 
und Privatisierung vorangetrieben sein 
und bis 2020 soll der private Sektor so 
weit entwickelt sein, daß er bis zu zehn 
Prozent der Inlandsproduktion ausma-
che. Leider sei die Sorge um eine gute 
Sicherheitslage weiterhin »ein großes, 
großes Problem« für potentielle Investo-
ren, meint der Industrieminister, »aber 
es wird ja von Tag zu Tag besser.«

Attentat

Angriff auf 
Fernsehsender
Die Wucht der Detonation, die Ende 
Juli das Büro des Nachrichtensenders 
Al Arabiya in Bagdad in Schutt und 
Asche legte, war so stark, daß im Um-
kreis von 500 Metern sämtliche Fen-
ster zerbarsten. Anders, als die meisten 
ausländischen Medien in der irakischen 
Hauptstadt hatte Al Arabiya sich au-
ßerhalb der martialisch abgesicherten 
»Grünen Zone« in dem beliebten 
Wohnviertel Harithya eingemietet. 

Hätte Al Arabiya einen normalen 
Arbeitstag gehabt, wäre die Opferzahl 
vermutlich weit höher gewesen, denn 
die Bombe explodierte um 9.30 Uhr, 
Termin der Morgenbesprechung. So 
starben drei Wachleute und eine Putz-
frau, 15 Personen wurden verletzt. Der 
Fahrer des todbringenden Wagens hat-
te sich mit einem Ausweis am Kontroll-
punkt vor dem Gebäude identifiziert 
und war durchgewinkt worden, Me-
talldetektoren wurden nicht eingesetzt 
oder blieben stumm. Ob er von den 128 
kg Ammoniumnitrat, das jedem Dünge-
mittel beigemischt wird, wußte und sich 
absichtlich in die Luft sprengte oder ob 
die Explosion per Fernsteuerung aus-
gelöst wurde, ist nicht bekannt. Sofort 
nach der Explosion riegelten irakische 
Sicherheitskräfte das Gelände ab. 

Ende Juni hatte das Innenministeri-
um den Fernsehsender vor Anschlägen 
von Al-Qaida gewarnt, weswegen die 
Arbeit lediglich mit einem Notdienst 
abwickelt wurde. Nach der Explosion 
machte die Regierung Al-Qaida verant-
wortlich, die sich tags darauf auf ihrer 
Internetseite »Al-Qaida in Mesopota-
mien« auch zu der Tat bekannte. Der 
Anschlag sei eine Antwort auf Berichte 
des Senders über den Einfluß von Al 
Kaida im Irak, zitierte die New York 
Times das Al-Qaida-Internetportal; 
weitere Anschläge würden folgen, hieß 
es da: »Wait for more«. 

Al Arabiya forderte die irakische 
Regierung auf, die Täter zur Verantwor-
tung zu ziehen, doch es ist unwahr-
scheinlich, daß das gelingen wird, zumal 
es derzeit offiziell gar keine Regierung 
gibt. Nach Angaben des Komitees zum 
Schutz von Journalisten (CPJ) wurden 
seit der Invasion 2003 141 Journalisten 
getötet, die irakische Organisation 
»Journalism Freedom Observatory« 
gibt die Zahl der getöteten Journalisten 
und Medienmitarbeiter für den glei-
chen Zeitraum mit 249 an, viele Fälle 
wurden nie aufgeklärt.Al Arabiya hat 
seit 2003 im Irak 15 Mitarbeiter verlo-
ren. � (kl)

Infolge des völkerrechtswidrigen 
Einmarsches irakischer Truppen in 
Kuwait am 2. August 1990 wurden 

vernichtende UN-Sanktionen verhängt, 
die das Zweistromland 13 Jahre lang 
wirtschaftlich knebelten und interna-
tional isolierten. Nach dem ebenfalls 
völkerrechtswidrigen Einmarsch bri-
tischer und US-amerikanischer Streit-
kräfte in den Irak im März 2003 wurde 
das Straf- und Sanktionsregime durch 
neue Resolutionen des UN-Sicher-
heitsrates ersetzt; bis heute ist der Irak 
kein souveräner Staat. 

Einer der großen Gewinner des 
UN-Sanktionsregimes gegen den Irak 
ist der südliche Nachbar Kuwait, zu 
dessen Gunsten die Vereinten Natio-
nen 1991 einen Fonds einrichteten, um 
Entschädigungsansprüche nach der 
irakischen Invasion abzugelten. 30 
Milliarden US-Dollar hat der Irak seit-
dem in diesen Fonds eingezahlt, das an 

Beschwerdeführer sechs verschiedener 
Kategorien – von Einzelpersonen bis 
Konzernen – ausgezahlt wurde und 
wird. Ansprüche konnten bis 1997 
eingereicht werden, bis heute zahlt der 
Irak die Schulden ab. Ende Juli gin-
gen zuletzt 650 Millionen US-Dollar 
an Kuwait, weitere 22,3 Milliarden 
US-Dollar stehen noch aus. Mehrfach 
appellierte die irakische Regierung an 
den Golfstaat, auf weitere Zahlungen 
zu verzichten, was dort aber abgelehnt 
wird.

Bis zur Invasion 2003 kam das Geld 
für die Entschädigungen aus dem UN-
Programm »Öl für Nahrungsmittel«, 
wonach Irak zwar Öl verkaufen durfte, 
die Einnahmen aber auf ein Sperrkonto 
bei den Vereinten Nationen flossen, das 
vom UN-Sanktionskomitee kontrolliert 
wurde. Ein festgelegter Prozentsatz 
des Geldes ging in den Entschädi-
gungsfonds. Im Mai 2003 wurden die 

Sanktionen gegen die irakische Zivil-
bevölkerung zwar aufgehoben (UN-
Sicherheitsratsresolution 1483), doch 
weiterhin gingen fünf Prozent der Ein-
nahmen aus Öl- und Gasverkauf sowie 
aus dem Verkauf von Ölprodukten in 
den Entschädigungsfonds, abgesegnet 
vom UN-Sicherheitsrat.

Zu Sanktionszeiten vor 2003 wurde 
der Fonds von Sanktionsgegnern wie 
dem ehemaligen UN-Koordinator 
Hans von Sponeck scharf kritisiert, 
zumal dem Irak nicht genügend Mit-
tel blieben, die eigene Bevölkerung 
ausreichend zu ernähren, medizinisch 
zu versorgen oder öffentliche Versor-
gungsbetriebe wie Strom- und Wasser-
werke instandzuhalten. Forderungen 
nach Wiedergutmachung der Schäden, 
die während und nach der Invasion 
2003 bis heute im Irak angerichtet 
wurden, verhallten ungehört, einen ent-
sprechenden Entschädigungsfonds für 

die Iraker gibt es nicht. Weder die USA 
noch Großbritannien oder andere Staa-
ten, die sich an der Invasion beteiligten, 
wurden bisher für die Zerstörungen, 
die sie im Irak angerichtet haben, haft-
bar gemacht.

Ungeachtet der Tatsache, daß der 
Irak heute zu den korruptesten Staaten 
gehört und der kriminelle Umgang von 
Ministern und Regierungsangestellten 
mit nationalen und internationalen 
Geldern schon mehrfach die Strafver-
folgungsbehörden beschäftigte, stehen 
die Summen, die noch an Kuwait als 
Entschädigung gezahlt werden sollen, 
in krassem Gegensatz zu dem Geld-
mangel, über den UN-Hilfsorganisatio-
nen wie das Welternährungsprogramm 
(WFP) klagen. Nur wenige Tage, bevor 
der Entschädigungsfonds Ende Juli 
weitere 650 Millionen US-Dollar an 
Kuwait überwies, hatte WFP mitge-
teilt, daß die Verteilung von Lebens-

mitteln an 800 000 schwangere und 
stillende Frauen, unterernährte Kinder 
und an 960 000 Schulkinder im Irak 
wegen Geldmangel eingestellt werden 
mußte. 197,7 Millionen US-Dollar wer-
den für die Versorgung 2010 gebraucht, 
bis Mitte des Jahres waren davon nur 
22,3 Millionen US-Dollar an Spenden 
aus Geberländern eingegangen. Hilfe 
für die Landwirtschaft für 500 000 Ira-
ker in den nordirakischen Kurdenpro-
vinzen Suleimania und Dohuk können 
vermutlich nicht gezahlt werden, und 
auch die Unterstützung beim Bau von 
Unterkünften für 22 500 Familien von 
Inlandsvertriebenen müsse gestoppt 
werden, heißt es in einer Erklärung des 
Büros zur Koordinierung der humani-
tären Hilfe (OCHA).

� Karin Leukefeld

u Informationen (englisch):  
www.uncc.ch und www.wfp.org

20 Jahre nach der Invasion in Kuwait: Strafen nur gegen den Irak

Bagdad, 20. Juni: Bei einem zweifachen Autobombenanschlag sterben mehrere Menschen, Dutzende werden verletzt
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